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Drucksache Nr. 4298 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 

Abschrift 


Bonn, den 24. April 1953 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusscs 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Minis terpräsidenten Kopf 


Ich beehre midi mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 105. Sitzung 
am 24. April 1953 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 25. März 1953 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung von einzelnen Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung und des Steueranpassungs- 
gesetzes 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den aus der Anlage ersieh tlidi^^n 
Gründen elnbcrufcn wird. 


gez. Dr. Reinliold Maier 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 10. April 1953 mit der Biete um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Reinholcl Maier 


Druck: Pct«r Meier, BuJedorf-Slegtmrg 



Anlage 


Bundesrat 


Bonn, den 24. April 1953 


Betr. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von 
einzelnen Vorscliriften der Reidisabgaljen- 
ordnung und des Steueraiipassuugsgesetzes 


1. In § 131 Abs. 3 (Art. I ZIff. 6) sind die Satze 2 und 3 zu 
streidien, und dem Satz 4 ist die folgende Fassung zu geben: 

„Das Zweite Gesetz über die Finanzvcrwaltung vom 15. Mai 
1952 (Bundcsgesetzbl. I S. 293) bleibt unberührt.” 

Begründung: 

Die in den Sätzen 2 und 3 enthaltene Regelung ergibt 
sich bereits aus dem § 1 des Zweiten Gesetzes über die 
Finanzverwaltung vom 15. Mai 1952, der nach Satz 4 
unberührt bleibt. Eine solche Wiederholung kann zu 
Mißverständnissen führen und ist außerdem überflüssig. 
Sollte für andere Abgaben als die Einkommensteuer und 
die Körperschaftsteuer eine den Sätzen 2 und 3 ent- 
spredicnde Regelung für erforderlich gehalten werden, 
so würde sie zweckmäßig in das Zweite Gesetz über 
die Finanzverwaltung auf genommen werden. In diesem 
Falle müßte Satz 4 geändert werden, weil er sich nur 
auf die Einkommensteuer und die Körperschaftstcuer 
bezieht. Es erscheint deshalb zweckmäßig, nicht nur den 
§ 1 des Zweiten Gesetzes über die Finanzvcrwaltung, 
sondern das ganze Gesetz zu zitieren. 

2. In § 131 Abs, 3 (Art. I Ziff. 6) sind die Sätze 5 und 6 zu 
streichen. 

Begründung : 

Die Befugnis zum Erlaß, zur Erstattung und zur An- 
redinung von Steuern ist Ausfluß der Verwaltungshoheit. 
Gemäß Art. 108 Abs. 3 GG kann jedoch die Verwaltung 
von Steuern, die ganz oder zum Teil den Gemeinden 
(Gemeindeverbänden) zufließen, nur durch die Länder, 
nicht aber durch Bundesgesetz den Gemeinden oder 
Gemeindeverbänden übertragen werden. 

§ 131 Abs. 3 Sätze 5 und 6 sind mit Art. 108 Abs. 3 GG 
nidit vereinbar. Für Steuern, die weder dem Bund noch 
den Ländern zufließen, gilt die allgemeine Regel des 
§ 131 Abs. 3 Satz 1. Die Länder haben danach die 
Möglichkeit, den öffentlidi-rcditlichen Körpcrsdiaften, 
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für deren Rcdinung die Steuern erhoben werden, die 
Befugnis zum Erlaß, zur Erstattung und zur Anrech- 
nung der ihnen zufiießenden Steuern cinzuräumen. 

3. Artikel I Ziff. 7 ist zu streichen, 
ßegründung: 

Die Grenzen für die Buchführungspfltcht haben nicht 
nur Bedeutung für die Besteuerung, sondern eine ebenso 
große Bedeutung für eine ordnungsgemäße Betriebswirt- 
schaft. Aus diesen Erwägungen erscheint es, selbst wenn 
man berücksiditigt, daß sich die Preise In den letzten 
Jahren erhöht haben, nicht vertretbar, die Grenzen der 
Buchführungspflicht heraufzusetzen. Eine Erhöhung der 
in § 161 Ziff. i Buchst, d und e enthaltenen Grenzen 
von 6 000 DM ist außerdem ohne Prüfung, ob und 
inwieweit die anderen Grenzen des § 161 zu erhöhen 
sind, nicht zweckmäßig. Diese Prüfung muß deshalb der 
großen Steuerreform Vorbehalten bleiben. 

Bei der für Land- und Forstwirte maßgebenden Grenze 
des S 161 Abs. 1 Ziff. 1 Buchst, e von 6 000 DM ist 
außerdem zu bedenken, daß diese Grenze gleichzeitig 
die Grundlage für die steuerliche Erfassung der Land- 
wirte nach der Verordnung über die Aufstellung von 
Durchschnittssätzen für die Ermittlung des Gewinns aus 
Land- und Forstwirtschaft vom 2. Juni 1949 (VOL) 
bildet. Die landwirtschaftliche Besteuerung kann erst im 
Rahmen einer großen Steuerreform und nicht durch 
eine Änderung der Buchführungsbestimmungen auf neue 
Grundlagen gestellt werden. Auf jeden Fall muß erst 
einmal das Ergebnis der neuen Einheitsbewertung abge- 
wartet werden. 


4. § 202 Abs. 2 (Art. I Ziff. 8) ist durdt die folgenden Absätze 
zu ersetzen: 

„(2) Das einzelne Erzwingungsgcld darf 5 000 DM nicht über- 
steigen. Wird das Erzwingungsgeld gegen natürliche Personen 
festgesetzt, so wird es im Fall der Uneinbringlichkeit auf 
Antrag des Finanzamts durdi Beschluß des Finanz gerichts nach 
pfliditgemäßcm Ei messen in eine Erzwingungshaft umgewandelt. 
Das Grundrecht des Artikels 2 Abs. 2 des Grundgesetzes wird 
insoweit eingeschränkt. Das Verfahren des Finanzgerichts richtet 
sich nach den Vorschriften der Rcichsabgabenordnung. Der 
Steuerpflichtige ist im Fall der Umwandlung in die Kosten 
des Verfahrens und des Haftvollzuges zu verurteilen. Gegen 
die Entscheidung des Finanzgerichts findet die Beschwerde an 
den Bundesfinanzhof statt. Dieser entscheidet im Beschluß- 
verfahren. 
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(3) Die Dauer der Erzwingungshaft ist nach pfliditgemäßcm 
Ermessen zu bestimmen; sie darf, auch wenn mehrfach Er- 
zwingungsgeld gegen denselben Pflichtigen festgesetzt ist, ins- 
gesamt die Dauer von drei Monaten nicht übersteigen. 

(4) Die Erzwingungshaft ist auf Antrag des Finanzamts, welches 
das Erzwingungsgeld festgesetzt hat, von dem Amtsgericht 
nach den Bestimmungen der §§ 904 bis 911 der ZPO zu 
vollstrecken. Die Vollstreckung der Haft ist nicht fortzusetzen, 
wenn der Schuldner die Anordnung nunmehr befolgt. 

(5) Ist der Anspruch auf das Erzwingungsgeld verjährt, so 
darf die Haft nicht mehr vollstreckt werden.” 

Begründung: 

Zu Absatz 2: 

Nach der derzeitigen Rechtslage entscheiden über die 
^Wirksamkeit der Verfügung, durch die das Erzwingungs- 
geld festgesetzt worden ist, die Finanzgerichte, während 
für die Umwandlung des Erzwingungsgeldes in Erzwin- 
gungshaft die Amtsgerichte zuständig sind. Die Schwierig- 
keiten, die sich aus diesen verschiedenen Rechtswegen 
ergeben, können vermieden werden, wenn auch die 
Umwandlung des Erzwingungsgeldes in Erzwingungshaft 
den Finanzgeriditen übertragen wird. 

Zu Absatz 3 : 

Wenn mehrfach Erzwingungshaft zu vollstrccken ist, soll 
eine einheitliche Haft durch Erhöhung der höchsten Haft 
festgesetzt werden. Dies führt dann zu unlösbaren 
Schwierigkeiten, wenn durch die neu gebildete einheit- 
liche Erzwingungshaft mehrere verschiedene Handlungen^ 
erzwungen werden sollen* und der Pflichtige nur eine 
der Handlungen vornimmt. Es ist dann offen, welche 
restliche Erzwingungshaft noch vollstreckt werden kann. 
Deshalb bleibt nur die Möglichkeit, eine feste Höchst- 
grenze festzusetzrn, die für die einzelnen Fälle festge- 
setzte Erzwingungshaft aber unverändert bestehen zu 
lassen. Weiterer Vorschriften bedarf es nicht, weil sich 
bei der Vollstreckung der Erzwingungshaft ohne weiteres 
herausstellt, ob der Pflichtige sidi bereits in Erzwingungs- 
haft «befindet. 

Zu Absatz 4 : 

Eine sinngemäße Anwendung der Vorschriften des Ge- 
setzes über die Angelegenheiten der freiwilügen Gerichts- 
barkeit vom 17. Mai 1898 in der zurzeit geltenden 
Fassung für die Vollstrcdcung der Erzwingungshaft ist 
nicht möglich. Es sind deshalb die entsprechenden Be- 
stimmungen der ZPO anzuführen. 


— 4 — 



5. § 316 Abs. 2 (Art. I Ziff. 10) ist nachstehende Fassung zu geben: 

„(2) Wird ein Bevollmächtigter oder Beistand zugezogen, so 
sind die dadurch entstehenden Kosten nur zu erstatten, soweit 
sie für Personen, die geschäftsmäßig Hilfe in Steuersachen 
leisten, in Verfahren vor den Hnanzgerichten entstehen. Die 
Zuziehung eines Rechtsanwalts oder Steuerberaters als Bevoll- 
mäditigten oder Beistand braucht nicht als notwendig begrün- 
det zu werden. Sind Rechtsanwälte zugezogen, so wird für 
deren Tätigkeit in jedem Rechtszug des finanz gerichtlichen 
Verfahrens eine Gebühr nach Maßgabe der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte erstattet. Sind andere Personen zugezogen, 
die geschäftsmäßig Hilfe in Stcuersadicn leisten, so wird bis 
zum Erlaß amtliÄer Gebüh-enordnungen für die Tätigkeit 
dieser Personen in jedem Rechtszug des finanzgerichtlichen 
Verfahrens ein Betrag bis zur Höhe der in Satz 3 genannten 
Gebühr erstattet. Steht der Bevollmächtigte oder Beistand in 
einem Angestclltenverhältnis zu einem Beteiligten, so werden 
die durch seine Zuziehung entstandenen Kosten nicht erstattet.” 

Begründung: 

Eine Kostenerstattung im Einspruchs verfahren kann nidit 
in Betracht kommen. Das Einspruchsverfahren ist seinem 
Wesen nach ein verlängertes Veranlagungsverfahrcn, 
da die entscheidende Stelle ihre eigene Entscheidung 
überprüft. Erst im Verfahren vor den Finanzgerichten 
stehen sich das Finanzamt und der Steuerpflichtige als 
streitende Parteien gegenüber. Die Kostenerstattung im 
Einspruchsverfahren kann auch dadurch zu Schwierig- 
keiten führen, daß - wie auch vom Deutschen Bundestag 
beschlossen - die Kosten nur erstattet werden können, 
wenn das Einspruchsverfahren durdi eine Einspruchsent- 
scheidung abgeschlossen wird. Die Bevollmächtigten oder 
Beistände der Steuerpflichtigen werden dann aber daran 
interessiert sein, den Abschluß des Einspruchsvertahrens 
durch eine Berichtigung nach § 94 AO, die in vielen 
Fällen zweckmäßig ist, zu vermeiden, um die Gebühr 
zu erhalten. 

Es erscheint nicht vertretbar, den Rechtsanwälten und 
den anderen Bevollmächtigten und Beiständen im Verfah- 
ren vor den Finanz gerichten die vollen Gebühren nach Maß- 
gabe der Gebührenordnung für Rechtsanwälte bis zur drei- 
fachen Gebühr zu erstatten. Das für den Zivilprozeß 
maßgebende Gebührenrecht kann auf das Finanzgerichts- 
verfahren nicht übertragen werden, da dieses im Gegen- 
satz zum Zivilprozeß von der Inquisitionsmaximc be- 
herrscht wird. Der Steuerpflichtige befindet sich im 
Finanzgerichtsverfahten auch insofern in einer günstigeren 
Lage als im Zivilprozeß, da er im Fall des Unterliegens 
nur die eigenen Kosten und nicht auch die seines 
Gegners zu tragen hat. 
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